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 ■ Zukunft der genetischen 
Diagnostik 

Der Deutsche Ethikrat hat Ende April 
eine im Auftrag der Bundesregierung 
erstellte Stellungnahme zur „Zukunft 
der genetischen Diagnostik - von der 
Forschung in die klinische Anwendung“ 
vorgestellt. Darin empfiehlt der Ethikrat 
insbesondere Maßnahmen zur verbes-
serten Information, Aufklärung und Be-
ratung bei Personen mit einem Gentest. 
Darüber hinaus fordert der Rat unter 
anderem besondere Regelungen für die 
Durchführung pränataler Gendiagnos-
tik, für den Schutz von Nichteinwilli-
gungsfähigen sowie für die Qualität 
von Gentests und ihre Finanzierung im 
Gesundheitswesen.

Durch sinkende Kosten und schnelle-
re Analysen und Diagnostik-Angebote 
sowie durch Informationen über das In-
ternet haben immer mehr Menschen Zu-
gang zu genetischer Diagnostik. Zudem 
können bis hin zur Gesamtgenomse-
quenzierung immer leichter umfangrei-
che genetische Informationen über einen 
Menschen oder über eine Personengrup-
pe erhoben werden. Bei Ungeborenen ist 
durch Untersuchung aus mütterlichem 
Blut genetische Diagnostik ohne das 
eingriffsbedingte Risiko einer Fehlge-
burt möglich. In seiner Stellungnahme 
hebt der Ethikrat hervor, dass aus der 
großen Menge genetischer Daten durch 
unterschiedliche Auswertungen Befunde 
mit unterschiedlicher Bedeutung erho-
ben werden. Davon seien manche für die 
medizinische Versorgung sehr hilfreich, 
andere erbrächten jedoch belastende In-
formationen ohne Eingriffsmöglichkeit 
und wieder andere hätten eine unklare 
Relevanz. Die Gefahr von Fehlinterpre-
tationen und Missverständnissen sei 
groß, wenn genetische Diagnostik nicht 
auf qualitativ hohem Niveau und unter 
Berücksichtigung auch nicht genetischer 
Faktoren angeboten und durchgeführt 
wird. 

Vor diesem Hintergrund gibt der 
Deutsche Ethikrat 23 Empfehlungen 
zur Gendiagnostik im Allgemeinen 
und fordert Verbesserungen bei der In-
formation der Bevölkerung sowie der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung der im 
Gesundheitswesen Tätigen zu verfüg-
baren Gentests, ihrer Bedeutung und 
Aussagekraft. Der Rat empfiehlt darin 
Änderungen des Gendiagnostikgesetzes, 
um angesichts der neuen Entwicklungen 

hohe Standards bei der Aufklärung und 
Beratung zu garantieren. Dabei geht er 
auf Überschussinformationen und Ne-
benbefunde, auf die Information von 
Angehörigen sowie auf die Belange von 
nichteinwilligungsfähigen Personen ein. 
Er empfiehlt insbesondere mehrheitlich, 
dass künftig auch bei Gentests zu nicht-
medizinischen Zwecken medizinische 
Aufklärung und Beratung erforderlich 
wird, da es selbst bei solchen Tests zu 
medizinisch relevanten Erkenntnissen 
kommen kann. Zum Schutz vor Risi-
ken und Belastungen durch Direct-to-
Consumer-Gentests fordert der Ethikrat 
verbesserte und EU-weite Maßnahmen 
zur unabhängigen Verbraucheraufklä-
rung sowie zum Patienten- und Ver-
braucherschutz. Zu den Empfehlungen 
zählen auch die Übernahme der Kosten 
therapiebegleitender Diagnostik im Ge-
sundheitswesen, zur technischen Quali-
tätssicherung, zur Forschungsförderung 
sowie zur Forschungs- und Gesund-
heitspolitik. In neun Empfehlungen zur 
Pränataldiagnostik betont der Ethikrat 
zunächst, dass den Eltern, die sich für 
ein Kind mit Beeinträchtigung entschei-
den, hohe gesellschaftliche Wertschät-
zung gebührt, und fordert für betroffene 
Familien mehr Entlastung. Er hält eine 
Bindung pränataler genetischer Untersu-
chungen an weiterführende differenzie-
rende Ultraschalluntersuchungen und an 
eine unabhängige psychosoziale Bera-
tung für unverzichtbar. Darüber hinaus 
empfiehlt er die Förderung sozialempi-
rischer und ethischer Begleitforschung 
zur genetischen Pränataldiagnostik. Die 
Mehrheit der Mitglieder des Ethikrates 
verlangt darüber hinaus, die Durch-
führung einer genetischen Pränataldi-
agnostik an das Vorliegen eines erhöh-
ten Risikos für eine genetisch bedingte 
Störung zu binden. Es soll sichergestellt 
werden, dass keine nicht krankheitsrele-
vanten genetischen Informationen über 
das Ungeborene und auch keine bloßen 
Anlageträgerschaften ohne gesundheit-
liche Relevanz für das Kind mitgeteilt 
werden.

 Für den Fall, dass genetische Infor-
mationen über das Ungeborene schon 
in den ersten zwölf Schwangerschafts-
wochen nach der Befruchtung vorlie-
gen, hält die Mehrheit der Mitglieder 
außerdem die Pflichtberatung nach 
§ 218a Abs. 1 Strafgesetzbuch vor einem 
Schwangerschaftsabbruch im Rahmen 
der sogenannten Beratungslösung nicht 

für ausreichend und fordert die Ein-
führung eines darüber hinausgehenden 
Schutzkonzepts. Hiervon abweichend 
fordern acht Ratsmitglieder in einem 
Sondervotum, dass der Schwangeren der 
Zugang zu genetischen Informationen 
über das Ungeborene nicht erschwert 
wird, wenn sie diese als unentbehrlich 
für ihre verantwortliche Entscheidung 
ansieht. Sie sprechen sich daher gegen 
die vorgeschlagenen Beschränkungen 
genetischer Pränataldiagnostik aus. 
Diese Mitglieder empfehlen außerdem 
eine Änderung des Gendiagnostikgeset-
zes, um künftig auch die Untersuchung 
des Ungeborenen auf spätmanifestie-
rende Krankheiten zu ermöglichen. In 
einem weiteren Sondervotum fordern 
vier Ratsmitglieder, dass nichtinvasive 
pränatale Gentests weder durch öffentli-
che Fördermittel unterstützt noch in den 
Leistungskatalog der gesetzlichen und 
privaten Krankenkassen aufgenommen 
werden sollen, weil dies im Widerspruch 
zu der im Rahmen der UN-Behinder-
tenkonvention eingegangenen Verpflich-
tung stehe, die Rechte von Menschen 
mit körperlichen und geistigen Beein-
trächtigungen umfassend zu schützen.

MEHR INFOS:
www.ethikrat.org/dateien/pdf/stellungnahme-

zukunft-der-genetischen-diagnostik.pdf

 ■ Unabhängige Verbraucher- 
und Patientenberatung

Die Bundesregierung hat Ende April 
ihren ersten „Erfahrungsbericht über 
die Durchführung der unabhängigen 
Verbraucher- und Patientenberatung“ 
vorgelegt. Der auf Ergebnissen der vom 
Berliner IGES Institut durchgeführte 
Evaluation basierende Bericht legt das 
besondere Augenmerk auf die Bera-
tungsqualität und die Durchführung 
der Lotsenfunktion und kommt zu 
guten Ergebnissen. Für das zuständi-
ge Bundesministerium für Gesundheit 
hat die Unabhängige Verbraucherbe-
ratung Deutschland  –UPD ihre Ziele 
erreicht und hat die „an sie gestellten 
Qualitätsanforderungen in der Bera-
tung und berät inhaltlich informativ, 
weiterführend und korrekt, neutral 
angemessen, freundlich und verständ-
lich sowie zuverlässig“ erfüllt. In den 
nächsten Jahren sollen, so der Bericht, 
die Themenbereiche Erreichbarkeit der 
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Beratung, Optimierung der Beratungs-
informationen, Zusammenarbeit und 
Verweis auf andere Institutionen und 
Beratungsangebote sowie Beratungs-
angebot für unterschiedliche Bevölke-
rungsgruppen und Beratung Ratsuchen-
der mit Migrationshintergrund weiter-
entwickelt werden. Die Unabhängige 
Patientenberatung Deutschland – UPD 
wird überwiegend mit Beitragsmitteln 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
gefördert. Mit Mitteln der PKV wird die 
fremdsprachige Beratung gefördert.

MEHR INFOS:
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/

Downloads/P/Patientenberatung/Erfahrungs-

bericht_UPD_Bundesregierung_unabhaengi-

ge_Verbraucher-_und_Patientenberatung.pdf

 ■ Register über Lieferengpässe 
bei Arzneimitteln 

Trotz der ausgezeichneten Versorgung 
mit Arzneimitteln in Deutschland ist es 
in der ersten Jahreshälfte vereinzelnd zu 
Lieferengpässen bei einzelnen Arznei-
mitteln gekommen. Besonders betroffen 
waren hiervon die Krankenhäuser. In 
Reaktion darauf hat das Bundeministe-
rium für Gesundheit als erste Maßnah-
me zur Verbesserung der Kommunika-
tion zwischen den beteiligten Kreisen 
und zur Erhöhung der Transparenz ein 
Register über Lieferengpässe bei Arznei-
mitteln eingerichtet Dieses datenbank-
gestützte Register ist auf der Website 
des Bundesinstituts für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) einzusehen.

Die pharmazeutischen Unternehmer 
sind aufgefordert, auf freiwilliger Ba-
sis Informationen über Lieferengpässe 
mitzuteilen. Als Lieferengengpass ist da-
bei eine über voraussichtlich zwei Wo-
chen hinausgehende Unterbrechung der 
Arzneimittelauslieferung im üblichen 
Umfang oder eine deutlich vermehrte 
Arzneimittelnachfrage, der nicht ange-
messen nachgekommen werden kann, 
anzusehen. Im Register werden diejeni-
gen Arzneimittel aufgeführt, bei denen 
ein besonderer Informationsbedarf der 
Fachöffentlichkeit vorausgesetzt wird. 
Ein solcher wird derzeit bei verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln zur 
Behandlung lebensbedrohlicher oder 
schwerwiegender Erkrankungen gese-
hen, für die keine Alternativpräparate 
zur Verfügung stehen. Gemeldet wer-

den sollen Lieferengpässe vor allem bei 
Onkologika, Antibiotika, Notfallarz-
neimitteln oder Arzneimitteln, die im 
Zusammenhang mit Operationen ange-
wendet werden. Wesentliches Ziel des 
Registers ist es, dass Ärzte und Apothe-
ker durch rechtzeitige Information über 
Lieferengpässe bei bestimmten Arznei-
mitteln agieren und - sofern möglich - 
auch Therapiealternativen erschließen 
können. Ein ähnliches Register der 
amerikanischen Gesundheitsbehörde 
konnte in den USA dazu beitragen, die 
Zahl der Versorgungsengpässe deutlich 
zu reduzieren.

MEHR INFOS:
www.bfarm.de/lieferengpaesse

 ■ Datenschutz im 
Gesundheitswesen

Im deutschen Gesundheitswesen steht 
es mit dem Datenschutz noch immer 
nicht zum Besten. Dies geht aus dem 
Tätigkeitsbericht zum Datenschutz für 
die Jahre 2011 und 2012 hervor, wo 
der Bundesdatenschutzbeauftragte, 
Peter Schar, zahlreiche Beispiele von 
Verstößen vorstellte. So mahnt Schar 
an, dass der verstärkte Wettbewerb 
im Gesundheitswesen nicht zu Lasten 
des Datenschutzes und der Persönlich-
keitsrechte gehen darf. Hier empfiehlt 
Schar den gesetzlichen Krankenkassen 
Verhaltensänderungen und nennt auch 
Krankenkassen namentlich, die ihm po-
sitiv oder negativ aufgefallen sind. U.a. 
fordert der Bundesdatenschutzbeauf-
tragte in seinem Bericht, beim Zusam-
menschluss von Krankenkassen darauf 
zu achten, dass der jeweils höhere Da-
tenschutzstandard der Fusionspartner 
übernommen werde. Oder er kritisiert, 
dass arbeitsunfähige Versicherte von 
gesetzlichen Krankenkassen unzulässig 
ausgefragt werden und bisweilen ver-
steckt mit Leistungsverweigerung oder 
-entzug gedroht werde. Problematisch 
wird im Bericht auch bewertet, wenn im 
Zuge der Hausarztzentrierten Versor-
gung (HzV) private Abrechnungsdienst-
leister eingesetzt werden. 

MEHR INFOS:
http://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/

Publikationen/Taetigkeitsberichte/

TB_BfDI/24TB_2011_2012.pdf?__

blob=publicationFile

 ■ Barmer GEK: 
Zahnreport 2013

Im Fokus des Barmer GEK Zahnre-
ports 2013 stehen die steigenden Pri-
vatanteile beim Zahnersatz der Pa-
tienten. Die auf repräsentative und 
versichertenbezogene Daten von Ver-
sicherten der Barmer GEK basierenden 
Ergebnisse belegen, dass im Jahr 2009 
die Durchschnittskosten für neuen 
Zahnersatz bei 1.382 Euro je Patienten 
lagen. Infolge der Festzuschussregelung 
mussten die Versicherten davon durch-
schnittlich 776 Euro selbst bezahlen: 
dies entspricht rund 56 Prozent. Legt 
man die Kosten auf alle Versicherten 
um, so ergeben sich für Neueingliede-
rung und Reparaturen zusammen 93 
Euro je Person.

Bei der Vorstellung des Reports 
wurde von Vertretern der Barmer GEK 
angesichts des steigenden Eigenanteils 
Handlungsbedarf gesehen, weil der 
schleichende Trend zu höheren Privat-
kosten unverkennbar sei und die „Auf-
spaltung in eine solidarisch finanzierte 
Sockelversorgung und privat getragene 
Premiumbehandlung weiter fortge-
schritten“ sei. Die Barmer GEK sieht 
deshalb bei den Festzuschüssen Reform-
bedarf. 

MEHR INFOS:
www.barmer-gek.de

 ■ OECD: Problematische 
Mengenentwicklung an 
deutschen Krankenhäusern

Die neuesten Zahlen der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) belegen die 
problematische Entwicklung von Ope-
rationszahlen in deutschen Krankenhäu-
sern. So lag die Zahl der Krankenhaus-
behandlungen pro 1.000 Einwohner 
im Jahr 2010 um 55 Prozent über den 
OECD-Durchschnitt  – Deutschland 
liegt mit 240 Behandlungen auf dem 
zweiten Platz hinter Österreich mit 261 
Behandlungen auf 1.000 Einwohner. 
Auch in anderer Hinsicht weist Deutsch-
land problematische Entwicklungen auf. 
So finden hierzulande beispielsweise die 
meisten Herz-Kreislauf- sowie Kathe-
teruntersuchungen, die häufigsten sta-
tionäre Krebstherapien und die meisten 
Knieendoprothesen-OPs statt. Bei der 
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Bettendichte belegt Deutschland den 
dritten Platz.

MEHR INFOS:
www.oecd.org

 ■ Gesundheitsausgaben 
pro Kopf

Die Ausgaben für Gesundheit lagen in 
Deutschland im Jahr 2011 bei insgesamt 
293,8 Milliarden Euro. Wie das Statisti-
sche Bundesamt (Destatis) mitteilt, wa-
ren das 5,5 Milliarden Euro oder 1,9 % 
mehr als 2010. Auf jeden Einwohner 
entfielen gut 3 590 Euro (2010: 3 530 
Euro). Die Gesundheitsausgaben betru-
gen damit 11,3 % des Bruttoinlands-
produktes. In den beiden Vorjahren lag 
dieser Wert noch bei 11,5  % (2010) 
beziehungsweise 11,8  % (2009). Der 
fortgesetzte Rückgang ist auf die anhal-
tend starke Wirtschaftsleistung zurück-
zuführen, während sich das Wachstum 
der Gesundheitsausgaben in den beiden 
letzten Jahren stetig abschwächte. Im 
Jahr 2011 lag der Anstieg der Gesund-
heitsausgaben deutlich unter der durch-
schnittlichen jährlichen Steigerungsrate 
zwischen 2000 und 2010 von 3,1 %. 

Größter Ausgabenträger im Gesund-
heitswesen war die gesetzliche Kranken-
versicherung. Ihre Ausgaben erreichten 
im Jahr 2011 den Wert von 168,5 Mil-
liarden Euro. Sie lagen somit um 2,6 
Milliarden Euro oder 1,6 % über denen 
des Vorjahres. Der von der gesetzlichen 
Krankenversicherung getragene Ausga-
benanteil ist 2011 leicht auf 57 % ge-
sunken. Der Ausgabenanteil der privaten 
Haushalte und privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck betrug 14 %. Sie 
zahlten mit 40,1 Milliarden Euro rund 
1,1 Milliarden Euro oder 2,9 % mehr als 
im Vorjahr. 27,7 Milliarden Euro oder 
9 % der Gesundheitsaus gaben entfielen 
auf die private Krankenversicherung. 
Ihre Ausgaben stiegen mit + 0,9 Milliar-
den Euro oder + 3,5 % am deutlichsten. 
Fast die Hälfte der Ausgaben für Güter 
und Dienstleistungen im Gesundheits-
wesen wurde in ambulanten Einrich-
tungen erbracht (144,1 Milliarden Euro 
beziehungsweise 49 %). Die Ausgaben in 
diesen Einrichtungen sind mit + 1,4 % 
jedoch nur unterdurchschnittlich ge-
stiegen. Zurückzuführen ist dies auf ei-
nen starken Rückgang der Ausgaben in 
Apotheken. Die Ausgaben sanken hier 

um 1,1 Milliarden Euro oder 2,7  % 
auf 39,8 Milliarden Euro. Hintergrund 
sind die Maßnahmen zur Begrenzung 
der Gesundheitsausgaben im Arznei-
mittelbereich, die Anfang 2011 mit dem 
Gesetz zur Neuordnung des Arzneimit-
telmarktes in der gesetzlichen Kranken-
versicherung in Kraft traten. Die vom 
Ausgabenvolumen her bedeutsamsten 
ambulanten Einrichtungen vor den Apo-
theken blieben die Arztpraxen mit 44,4 
Milliarden Euro (+ 1,0 Milliarden Euro 
oder + 2,2 %). Starke prozentuale An-
stiege im Vergleich zum Jahr 2010 gab es 
bei den ambulanten Pflegeeinrichtungen 
mit + 5,5 % (+ 0,6 Milliarden Euro auf 
10,6 Milliarden Euro) und den Praxen 
sonstiger medizinischer Berufe, wie zum 
Beispiel physio-, sprach- oder ergothe-
rapeutische Praxen mit + 5,1 % (+ 0,5 
Milliarden Euro auf 9,6 Milliarden). 
Auf den (teil-)stationären Sektor entfie-
len im Jahr 2011 rund 37 % der gesam-
ten Gesundheitsausgaben. Hier wurden 
mit 107,4 Milliarden Euro 3,2 % mehr 
aufgewendet als im Jahr 2010. Die wich-
tigsten (teil-)stationären Einrichtungen 
waren die Krankenhäuser (+ 3,3 % auf 
76,8 Milliarden Euro). Es folgten die Ein-
richtungen der (teil-)stationären Pflege 
(+ 3,1 % auf 22,2 Milliarden Euro) sowie 
die Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen, auf die 8,4 Milliarden Euro 
(+ 2,3 %) entfielen. 

Detaillierte Daten und lange Zeitrei-
hen zu den Gesundheitsausgaben sind 
über die Tabellen zur Gesundheitsaus-
gabenrechnung (23611) in der Daten-
bank GENESIS-Online abrufbar. Viele 
weitere gesundheitsbezogene Daten und 
Tabellen zu den Gesundheitsausgaben 
mit tieferen Gliederungen finden sich 
auch im Informationssystem der Ge-
sundheitsberichterstattung des Bundes.

MEHR INFOS:
www.destatis.de

 ■ Industrielle 
Gesundheitswirtschaft 
wächst dynamisch

Der Bundesverband der Deutschen Indus-
trie (BDI) hat eine neue Studie zur öko-
nomischen Bedeutung der industriellen 
Gesundheitswirtschaft vorgelegt. Darin 
wird eine Auswahl von in Deutschland 
forschender und produzierender Unter-
nehmen einer makro- und mikroökono-

mischen Analyse unterzogen. Die Unter-
suchung basiert auf Unternehmensdaten 
und den letzten aktuellen Daten des 
Statistischen Bundesamtes (2010). Der 
„Ökonomische Fußabdruck“ der sieben 
ausgewählten Unternehmen in der indus-
triellen Gesundheitswirtschaft misst sich 
daran, dass im Geschäftsjahr 2010 eine 
Bruttowertschöpfung in Höhe von fast 
10,4 Mrd. Euro erzielt worden ist und 
jeder Arbeitsplatz im Sektor Gesundheit 
2,5 Arbeitsplätze in anderen Wirtschafts-
bereichen generiert. Dies zeigt, dass die 

Gesundheitswirtschaft einer der 
größten Sektoren und einer der größten 
Wachstumstreiber der deutschen Volks-
wirtschaft ist. Das Wachstum der betrach-
teten Unternehmen lag zwischen 2005 
und 2010 um 4,4 Prozentpunkte oberhalb 
des deutschen Wirtschaftswachstums in 
Höhe von 2,2 Prozent. Werden die di-
rekten, indirekten und induzierten Wert-
schöpfungseffekte zusammengerechnet, 
beträgt die Bruttowertschöpfung insge-
samt sogar 18 Milliarden Euro. Wachs-
tum bringt vor allem der Export: Rund 
drei Viertel der Produktion gehen ins Aus-
land. Die Gesundheitsbranche liefert au-
ßerdem mit 1,3 Prozent ein deutlich über 
dem Landesdurchschnitt von 0,8 Prozent 
liegendes Beschäftigungswachstum. Im 
Jahr 2010 beschäftigten die ausgewähl-
ten Unternehmen der industriellen Ge-
sundheitsindustrie zusammen fast 55.600 
Mitarbeiter. Darüber hinaus schafft jeder 
neue Arbeitsplatz in der Gesundheitsin-
dustrie zweieinhalb weitere Arbeitsplätze 
in anderen Bereichen, beispielsweise bei 
den Zulieferern. 

MEHR INFOS:
http://www.bdi.eu/163_13560.htm

 ■ Behandlungsfehler: MDK-
Jahresstatistik 2012 

Die MDK-Gemeinschaft hat im Mai 
2013 ihre Jahresstatistik 2012 über 
Behandlungsfehler vorgelegt. Danach 
hat der Medizinische Dienst der Kran-
kenkassen (MDK) im Jahr 12.438 
Gutachten zu vermuteten Behandlungs-
fehlern erstellt. In 3.932 Fällen wurde 
ein Behandlungsfehler bestätigt. Dies 
entspricht knapp einem Drittel aller 
Behandlungsfehlervorwürfe. 8.607 Vor-
würfe beziehen sich auf den stationären 
Sektor – als Behandlungsfehler bestätigt 
werden konnten knapp 30 Prozent. 3.872 

https://doi.org/10.5771/1611-5821-2013-1-4 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 20.01.2026, 05:19:18. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/1611-5821-2013-1-4


7

 TRENDS & FACTS

1/2013G+S

beziehen sich auf den ambulanten Versor-
gungsbereich – hier sind vom MDK 36 
Prozent als Behandlungsfehler bestätigt 
worden. Am häufigsten werden in den 
Fachgebieten Orthopädie und Unfallchir-
urgie (3.572) sowie Chirurgie (2.296) Be-
handlungsfehler angezeigt. Die höchsten 
Bestätigungsquoten gibt es in den Berei-
chen Pflege, Zahnmedizin und Gynäko-
logie/Geburtshilfe. Vor dem Hintergrund 
dieser Ergebnisse fordert der MDK ein 
bundesweites Behandlungsfehlerregister 
und eine Verbesserung bei der Beweis-
lastführung für die Patienten.

MEHR INFOS:
www.mdk.de

 ■ Zehn-Punkte-Plan 
zur integrierten 
Krankenversicherung

Die Bertelsmann-Stiftung und der Ver-
braucherzentrale Bundesverband (vzbv) 
sprechen sich für eine Zusammenfüh-
rung der gesetzlichen (GKV) und pri-
vaten (PKV) Krankenversicherung aus. 
In dem von beiden Organisationen im 
Mai vorgelegten „Zehn-Punkte-Plans 
zur integrierten Krankenversicherung“ 
wird aufgezeigt, welche noch offenen 
Fragen zur Erreichung dieses Ziels noch 
geklärt werden müssen und welche Re-
formschritte notwendig sind. Zu den 
noch zu klärenden Fragen zählen, ob 
auch für die Pflegeversicherung ein In-
tegrationsprozess in Gang gesetzt wer-
den soll, welcher Weg bei der Integration 
beschritten werden soll (schrittweise An-
gleichung oder Verschiebung der Linien 
zwischen GKV und PKV), die Klärung 
der Verfassungsfragen bezüglich der Al-
tersrückstellunggen der PKV sowie die 
Klärung der Rechtsform der zukünftigen 
Krankenversicherung und der Wettbe-
werbsordnung. Darauf bauen sich die zu 
gehenden Integrationsschritte auf.

MEHR INFOS:
www.bertelsmann-stiftung.de

 ■ Friedrich-Ebert-Stiftung: 
Positionen zur Neuordnung 
der Versorgung

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat im Ap-
ril in Berlin ein Positionspapier mit dem 
Titel „Wettbewerb, Sicherstellung, Hono-

rierung“ vorgelegt. Im Mittelpunkt des 
von der Stiftung in Auftrag gegebenen 
Papiers stehen Positionen zu einem ein-
heitlichen Vergütungssystem von EBM 
und GOÄ, zur Stärkung der hausärzt-
lichen Versorgung sowie zu mehr Wett-
bewerbselementen durch die Förderung 
von Selektivverträgen. Die Autorinnen 
und Autoren empfehlen u.a. den Umbau 
des bestehenden dualen Krankenversi-
cherungssystems zu einem einheitlichen 
Krankenversicherungssystem, eine ein-
heitliche Gebührenordnung, Kollektiv- 
und Selektivverträge rechtlich gleich zu 
setzen und Selektivverträge als wettbe-
werbliche Versorgungsform auszugestal-
ten. Die Bedarfsplanung soll zukünftig 
sektorübergreifend ausgestaltet werden 
und sich die Rahmenplanung an die Be-
dürfnisse der Patienten ausrichten. Darü-
ber hinaus soll die Position der Hausärzte 
aufgewertet und ihre Lotsenfunktion ge-
stärkt werden. Der Einsatz von qualifi-
zierten Gesundheitsberufen zur Versor-
gung von chronisch Kranken und älteren 
Menschen soll gestärkt werden. Nach 
Auffassung der 17 Autorinnen und Au-
toren soll die bestehende konkurrierende 
Gebührenordnung von GKV und PKV 
durch die Einführung einer einheitlichen 
Gebührenordnung abgelöst werden. 

MEHR INFOS:
www.fes.de

 ■ Arbeitskosten in 
Deutschland

Mit 30,40 Euro kostete eine Arbeits-
stunde in Deutschland 2012 zwar mehr 
als im EU-Durchschnitt (EU27: 23,40 
Euro, Euroraum: 28 Euro), aber weniger 
als in vielen EU-Nachbarländern. Dies 
zeigen die aktuellen Auswertungen der 
Arbeitskosten in Europa für das Jahr 
2012 des EU-Statistikamtes Eurostat. 
Höher als in Deutschland waren die 
Arbeitskosten in Schweden, Dänemark, 
Belgien, Luxemburg, Frankreich, in den 
Niederlanden, Finnland und Österreich. 
Für Deutschland ergibt sich eine Ver-
änderung der Arbeitskosten 2012/2008 
von 9,1  % (EU27: 8,6%, Euroraum: 
8,7%). Die Arbeitskosten in den EU 
schwanken stark von Land zu Land: Die 
Bandbreite reichte 2012 von 3,70 Euro 
in Bulgarien bis 39 Euro pro Stunde in 
Schweden. Die Arbeitskosten setzen sich 
aus Bruttolöhnen und -gehältern sowie 

Lohnnebenkosten, wie z.B. den Sozial-
beiträgen der Arbeitgeber, zusammen.

MEHR INFOS:
http://europa.eu/rapid/press-release_STAT-13-

54_de.htm

 ■  Abschlussbericht der 
Enquete-Kommission 
„Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“

Im Dezember 2010 wurde vom Deut-
schen Bundestag die Enquete-Kommis-
sion „Wachstum, Wohlstand, Wettbe-
werbsfähigkeit“ eingesetzt. Sie sollte 
sich bis Ende September 2013 in diver-
sen Arbeitsgruppen und Gremien mit der 
Frage befassen, wie wir den Wohlstand 
unserer Gesellschaft erhalten können, 
ohne die ökologischen und gesellschaft-
lichen Lebensgrundlagen zu zerstören. 
Die Arbeit der Kommission umfasst na-
hezu alle Lebensbereiche – Arbeitswelt, 
Wachstum und Wirtschaft, Konsum, 
Lebensstile, Bildung, Kultur etc. und 
behandelt dabei wiederum ein breites 
Spektrum von Themen, angefangen bei 
den Problemen, die sich aus dem Klima-
wandel ergeben, über Fragen der demo-
grafischen Entwicklung, der sozialen 
Ungleichheit auf globaler wie nationaler 
Ebene, des technologischen Fortschritts 
bis hin zur Entwicklung einer Indikato-
rik, die über die üblichen Wohlstandsin-
dikatoren (BIP-Wachstum) hinaus geht. 
Im April 2013 hat die Kommission nun 
ihren zweiteiligen Abschlussbericht vor-
gelegt. Auf nahezu 1.000 Seiten wurden 
die Themen ausführlich abgearbeitet und 
bieten einen interessanten Fundus für 
weitere Diskussionen und die politische 
Praxis. Der Abschlussbericht sowie eine 
äußerst umfassende Materialsammlung 
(u.a. die zugrunde liegenden Gutachten, 
ausführliche Bibliografien, weitere Links 
und Texte) sind auf der Homepage des 
Deutschen Bundestags zugänglich. 

MEHR INFOS: 
http://www.bundestag.de/bundestag/gremi-

en/enquete/wachstum/index.jsp 

 ■ Doch wieder Skandinavien?

Schon vor 20 Jahren galt Skandinavien 
in deutschen Fachkreisen als Vorbild für 
Sozialpolitik und man bemühte sich von 
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Arbeitsbedingungen spielen. Allerdings 
benötigen sie auch einen entsprechenden 
institutionellen und rechtlichen Rahmen 
für ihre Anstrengungen – etwa im Ge-
sundheitsschutz, bei den Regelungen 
zum Rentensystem u.a. Hier sei die 
Politik gefragt. Die EUROFOUND-
Studie zeigt, dass die Länder in Europa 
vorrangig eine Erhöhung des Renten-
eintrittsalters eingeleitet sowie Wege 
zum vorgezogenen Ruhestand gekappt 
haben. Gleichzeitig wurden jedoch nur 
in wenigen Ländern – vorrangig eini-
gen mittel- und den nordeuropäischen  
Ländern – Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen und des 
Gesundheitsschutzes ergriffen. Die bei-
den Extreme eines Spektrums von Maß-
nahmen bilden einerseits Schweden, wo 
breite Initiativen zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen eingeleitet wurden 
und andererseits Rumänien, wo nicht 
viel passierte, jedoch die wirtschaftliche 
Situation der Beschäftigten und ihrer 
Familien zur längeren Arbeit zwingen. 

MEHR INFOS:
http://www.eurofound.europa.eu/publica-

tions/htmlfiles/ef1323.htm .

 ■ Weitere Reformen 
notwendig

Kaum hat Deutschland die Verunsi-
cherung durch die Rentenreformen der 
vergangenen Legislaturperioden halb-
wegs verdaut, tritt die Bertelsmann-
Stiftung mit einer Studie des Bochumer 
Sozialpolitik-Professors Martin Wer-
ding an die Öffentlichkeit und prophe-
zeit weitere Reformnotwendigkeiten. 
Das gesetzliche Rentensystem, so der 
Wissenschaftler in der Studie „Alters-
sicherung, Arbeitsmarktdynamik und 
neue Reformen: Wie das Rentensystem 
stabilisiert werden kann“, stehe un-
mittelbar vor einer Phase wachsender 
finanzieller Anspannungen durch den 
demografischen Wandel. Diesen Befund 
bestätigt er über eine Langfristprojek-
tion zur Entwicklung der Demografie, 
Arbeitsmarkt, gesamtwirtschaftlichem 
Wachstum sowie Einnahmen und Aus-
gaben der Sozialversicherungen und der 
gesamten öffentlichen Finanzen bis 2060 
(!). Die bisherigen Maßnahmen könnten 
zwar die Aussichten für die zukünftige 
Rentenfinanzierung erkennbar verbes-
sern, aber wirklich gut könne sie dann 

 ■ Alternsgerecht arbeiten 

Seit Jahren geistert der Demografische 
Wandel durch Deutschland und wird be-
gleitet von seinem Partner „Fachkräfte-
mangel“ – auch wenn die Beiden noch 
nicht wirklich sichtbar sind. Doch schon 
in wenigen Jahren werden wir ihre An-
wesenheit zu spüren bekommen. Bis 
2020 werden in Deutschland Arbeits-
kräfte in Millionenhöhe fehlen und wir 
werden gezwungen sein, alle Potenziale 
zu aktivieren und auszuschöpfen, um 
den Bedarf an Arbeitskräften und insbe-
sondere qualifizierten Fachleuten zu be-
friedigen. Angesichts dessen tun Unter-
nehmen gut daran, sich schon heute zu 
bemühen, sich Arbeitskräfte für die Zu-
kunft zu sichern – durch Investitionen in 
die Rekrutierung jüngerer Mitarbeiter, 
durch Weiterbildung und Gesundheits-
schutz über die ganze Erwerbsspanne. 
Auch für ältere Beschäftigte. Der zen-
trale Begriff lautet „Beschäftigungsfä-
higkeit“, ihr Erhalt muss in Zukunft im 
Zentrum personalpolitischer Planun-
gen stehen. Das Fraunhofer Institut hat 
hierzu ein Online-Instrument zur Selbst-
einschätzung von Unternehmen ent-
wickelt. Unternehmen erfahren so, wo 
Veränderungen angezeigt und welche 
Maßnahmen dafür geeignet sind. Aus 
den Daten, die dabei ermittelt werden, 
wird das Fraunhofer Institut bis 2014 
eine Studie „Alternsgerechtes Arbeiten“ 
u.a. mit Modellen guter Praxis erstellen. 

MEHR INFOS: 
http://www.gdp.iao.fraunhofer.de/de/studie-

-alternsgerechtes-arbeiten-.html 

 ■ Ältere in Arbeit halten

Mit der Frage des demografischen Wan-
dels und der Beschäftigung Älterer hat 
sich jüngst auch die Europäische Stif-
tung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen in Europa befasst. 
In ihrer Studie “Role of governments 
and social partners in keeping older 
workers in the labour market” berich-
tet die Stiftung über Initiativen, die Re-
gierungen und Sozialpartner in Europa 
ergriffen haben, um dem demografi-
schen Wandel auf dem Arbeitsmarkt zu 
begegnen. Die Rolle der Sozialpartner, 
so die Stiftung, ist von besonderer Be-
deutung, da sie eine wichtige Rolle bei 
der Gestaltung und Verbesserung der 

den Nachbarn zu lernen. In den letzten 
Jahren verlor sich die Attraktivität des 
skandinavischen Modells zunehmend. 
Gründe hierfür lagen wohl in den Er-
folgen auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
aber auch in einer gewissen Entzaube-
rung des skandinavischen Wegs, der 
durchaus auch seine Probleme offen-
barte. Das Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB) hat nun den 
Blick wieder nach Norden gerichtet. Un-
ter dem Titel „Von Schweden lernen“ hat 
Philipp Schulte-Braucks vom WZB in 
einem Diskussion-Paper (SP I 2013-502) 
gering Qualifizierte in Schweden und 
Deutschland unter die Lupe genommen. 
Im europäischen Vergleich sind gering 
Qualifizierte in Deutschland überdurch-
schnittlich oft ohne Beschäftigung und 
sind selten an Weiterbildung beteiligt. 
Schweden dagegen ist vorbildhaft: Die 
Beschäftigungsquote von Menschen mit 
geringer Qualifikation ist auffallend 
hoch, ebenso die Weiterbildungsbetei-
ligung. Schulte-Braucks untersucht vor 
diesem Hintergrund das schwedische 
Arbeitsmarkt- und Weiterbildungssys-
tem. Ins Zentrum seiner Untersuchung 
stellt er das System der kommunalen Er-
wachsenenbildung in Schweden (Kom-
vux). Schließlich diskutiert der Autor 
mögliche Impulse und Ansatzpunkte für 
die deutsche Politik. Als einen wichtigen 
Faktor für die höhere Weiterbildungsbe-
teiligung in Schweden nennt der Autor 
die umfangreichen Anspruchsrechte für 
die Beschäftigten: Jedem Beschäftigten 
wird ein rechtlicher Anspruch auf eine 
unbezahlte betriebliche Freistellung zur 
Wahrnehmung von Weiterbildung ein-
geräumt. In dieser Zeit hat er das Recht 
auf finanzielle Unterstützung bis zur 
Höhe des Arbeitslosengeldes. Nicht zu 
unrecht weist Schulte-Braucks auf Par-
allelen zu ähnlichen Projekten der Bun-
desagentur für Arbeit in Deutschland 
hin. Dieses Instrument, so der Autor, 
sollte unterstützt und ausgebaut werden. 
Insgesamt aber erweise sich als Lücke 
im deutschen Institutionengefüge „das 
Fehlen einer präventiv ausgerichteten 
und breit angelegten Weiterbildungsför-
derung, die für gering Qualifizierte eine 
zweite Chance zum Erwerb einer beruf-
lichen Ausbildung eröffnen würde“.

MEHR INFOS:
http://www.wzb.eu/de/publikationen/discus-

sion-papers 
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Bereichen tätig werden, für die Pflege-
fachkräfte und pflegende Angehörige 
oftmals zu wenig Zeit haben. Dagegen 
sind nur etwa 30 Prozent der Meinung, 
dass Ehrenamtliche beispielsweise auch 
in der körperorientierten Fachpflege 
zum Einsatz kommen sollten.

Ergänzend zur Bevölkerungsumfrage 
hat das Forsa-Institut im Auftrag des 
ZQP eine weitere Untersuchung zu Po-
tenzialen des Ehrenamts durchgeführt. 
Befragt wurden 100 Entscheider aus 
der kommunalen Sozial- und Pflegepla-
nung. Auch die kommunalen Entschei-
der sehen Handlungsbedarf. Demnach 
sehen 95 Prozent die Förderung des 
ehrenamtlichen Engagements als eine 
zentrale Aufgabe der kommunalen So-
zial- und Pflegeplanung. Gleichzeitig 
betonen 82 Prozent der Befragten, sich 
bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe 
von der Politik allein gelassen zu fühlen. 
Für besonders erfolgsversprechend wird 
auch hier die gezielte Ausweitung von 
Qualifizierungsmaßnahmen, Unterstüt-
zungsstrukturen sowie finanzielle Auf-
wandsentschädigung gesehen.

MEHR INFOS:
www.zqp.de

 

Autor von TRENDS & FACTS ist 
Erwin Dehlinger

hochdruckmittel mit ACE-Hemmern 
und Sartanen, so das WIdO.

Die aktuellen Analysen des WIdO 
basieren auf der Klassifikation der deut-
schen Arzneimittel mit Tagesdosen, die 
helfen, die Reichweite von Arzneimit-
telverordnungen zu analysieren. Diese 
Klassifikation ermöglicht Experten 
aus Wissenschaft und Praxis herauszu-
finden, welche der knapp 68.000 ver-
schiedenen verordneten Arzneimittelpa-
ckungen mit welchen der knapp 2.500 
verschiedenen Wirkstoffen in welchen 
Mengen im Jahr 2012 verbraucht wur-
den.

MEHR INFOS:
www.wido.de

 ■ Hohes Ansehen des 
Ehrenamtes in der Pflege

Aus Sicht der meisten Bürger wird das 
Ehrenamt in der Pflege für die Versor-
gung von pflegebedürftigen Menschen 
immer wichtiger. So halten 71 Prozent 
der Deutschen eine Ausweitung des 
ehrenamtlichen Engagements in der 
Pflege für wünschenswert. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine repräsentative Stu-
die des Forsa-Instituts im Auftrag der 
Stiftung Zentrum für Qualität in der 
Pflege (ZQP). Befragt wurden deutsch-
landweit 1011 Personen zur Rolle und 
zu den Potenzialen des ehrenamtlichen 
Engagements in der Pflege.

Laut ZQP-Studie bewerten 28 Pro-
zent der Befragten ein Ehrenamt in der 
Pflege als attraktiv. Diejenigen, die ein 
freiwilliges Engagement in Betracht zie-
hen, würden einen Einsatz in der häus-
lichen Pflege bevorzugen. Dies spricht 
nach Einschätzung des ZQP für noch 
ungenutzte Potenziale: Anlauf- und Ver-
mittlungsstellen, eine Anerkennungs- 
und Wertschätzungskultur, finanzielle 
Aufwandsentschädigungen sowie Qua-
lifizierungsangebote müssten nach Auf-
fassung des ZQP verstärkt werden. Auf 
die Frage, was am Engagement interes-
sierte Menschen davon abhalten könnte, 
sich in der Pflege einzubringen, denkt 
eine deutliche Mehrheit an mögliche 
hohe psychische Belastungen und die 
Konfrontation mit Krankheit und Tod 
(71%). Auch hinsichtlich der Kernauf-
gaben ehrenamtlicher Helfer haben die 
Umfrageteilnehmer klare Vorstellungen: 
Ehrenamtliche sollten demnach in den 

noch nicht genannt werden. Vor diesem 
Hintergrund schlägt er verschiedene Op-
tionen zur Umgestaltung des Alterssiche-
rungssystems vor, so die Einbeziehungen 
von Selbstständigen und Beamten in das 
Rentensystem, die Ausweitung Teilka-
pitaldeckung der Alterssicherung durch 
eine Vorsorgepflicht und den Ausbau der 
kinderbezogenen Rentenansprüche.  Die 
absehbaren Auswirkungen des demogra-
fischen Wandels, so der Autor, seien so 
stark, dass sie durch Einzelmaßnahmen 
nicht spürbar gemildert werden könnten. 
Erforderlich sei vielmehr ein ganzes Bün-
del von Maßnahmen, die innerhalb des 
Rentensystems, aber auch im Arbeits-
markt und im Bildungssystem ansetzen. 

MEHR INFOS: 
http://www.bertelsmann-stiftung.de 

 ■ Arzneimittelverbrauch 
der GKV-Versicherten

Nach Berechnungen des Wissenschaftli-
chen Instituts der AOK (WIdO) nimmt 
rein rechnerisch jeder Versicherte der 
Gesetzlichen Krankenversicherung täg-
lich durchschnittlich 1,5 Arzneimittel 
ein. Insgesamt haben die knapp 70 Milli-
onen GKV-Versicherten in Deutschland 
im Jahr 2012 insgesamt 633 Millionen 
Arzneimittelpackungen von niedergelas-
senen Ärzten verordnet bekommen. In 
diesen Arzneimitteln waren 37,9 Milli-
arden Tagesdosen enthalten. Am häu-
figsten verordnet werden nach den Ana-
lysen des WIdO Bluthochdruckmittel.

Die weiteren Ergebnisse der WIdO-
Berechnungen ergeben, dass die Menge 
der verordneten Tagesdosen ausgehend 
von 26,1 Milliarden im Jahr 2004 um 
45 Prozent auf 37,9 Milliarden im Jahr 
2012 angestiegen ist. Damals reichte die 
Menge aus, jeden Versicherten an jedem 
Tag im Jahr mit nur einem Arzneimit-
tel zu behandeln. Betrachtet man das 
Wirkstoffprofil des Jahres 2012 so zeigt 
sich, dass die großen Volkskrankhei-
ten wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Magen-Darm-Erkrankungen oder Dia-
betes medikamentös therapiert werden. 
So vereinigen die 20 meistverordneten 
Wirkstoffklassen mit ihren 841 einzel-
nen Wirkstoffen bzw. Wirkstoffkom-
binationen bereits mehr als 86 Prozent 
aller verordneten Tagesdosen. 20,8 
Prozent der im Jahr 2012 verordneten 
Tagesdosen entfielen allein auf die Blut-
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